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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen in Deutschland

verschlechterte sich bereits im vergangenen

Jahr im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise

deutlich. Aufgrund der automatischen Stabili-

satoren, dar�ber hinaus einbrechender Ein-

nahmen aus gewinnabh�ngigen Steuern und

umfangreicher St�tzungsmaßnahmen wurde

die EU-Regelgrenze f�r die Defizitquote mit

3,1% �berschritten, und die Schuldenquote

erreichte einen Rekordwert von 73,1%. Im

laufenden Jahr wird sich die Verschlechterung

fortsetzen, und die Defizitquote k�nnte eine

Gr�ßenordnung von ann�hernd 5% errei-

chen. Im Gegensatz zum Vorjahr ist diese Ent-

wicklung aber haupts�chlich auf finanzpoliti-

sche Maßnahmen (11�4 % des Bruttoinlands-

produkts (BIP)) zur�ckzuf�hren, w�hrend die

Konjunkturkomponente – bei Ber�cksichti-

gung der Wachstumsstruktur1) – weitgehend

unver�ndert ist. Dabei schlagen insbeson-

dere verschiedene (�berwiegend permanente)

Steuererleichterungen und stark steigende

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR) sowie der Maastricht-
Kennzahlen. Anschließend wird �ber die Haushalte der
Gebietsk�rperschaften und Sozialversicherungszweige
auf Basis der finanzstatistischen (haushaltsm�ßigen) Ab-
grenzung berichtet.
1 Die f�r die �ffentlichen Haushalte besonders relevanten
gesamtwirtschaftlichen Bezugsgr�ßen (Bruttol�hne und
-geh�lter, privater Konsum, Arbeitslosigkeit) haben sich
in der Krise stabiler entwickelt als das BIP. Konjunktur-
bereinigungsverfahren, die an der Produktionsl�cke an-
setzen (unter Vernachl�ssigung der Wachstumsstruktur),
weisen daher einen st�rker belastenden Konjunkturein-
fluss 2009 und eine entlastende Wirkung im laufenden
Jahr aus, w�hrend das hier verwendete „disaggregierte“
Verfahren, das den Struktureffekt ber�cksichtigt, einen
geringeren Einfluss 2009 und eine weitgehend unver�n-
derte Konjunkturkomponente im laufenden Jahr anzeigt.

Lage der Staats-
finanzen ver-
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2010 nochmals
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Investitionen zu Buche. Die Schuldenquote

wird weiter deutlich zunehmen.2)

Die staatliche Einnahmenquote d�rfte 2010

deutlich sinken. Ausschlaggebend sind hier-

f�r steuerpolitische Maßnahmen wie die er-

weiterte Absetzbarkeit von Kranken- und

Pflegeversicherungsbeitr�gen und die ver-

schiedenen im Zusammenhang mit der Krise

beschlossenen Entlastungen (v.a. Tarifsen-

kung bei der Einkommensteuer, Erleichterun-

gen bei der Unternehmensbesteuerung, neue

Umsatzsteuerbeg�nstigung f�r Beherber-

gungsleistungen). Bei den Sozialbeitr�gen

werden die Mindereinnahmen durch den im

Jahresdurchschnitt niedrigeren Beitragssatz

zum Gesundheitsfonds hingegen durch die

von Krankenkassen erhobenen Zusatzbei-

tr�ge der Versicherten und die einmalig be-

sonders hoch ausfallende Insolvenzgeldum-

lage an die Bundesagentur f�r Arbeit (BA)

etwa ausgeglichen. Die Quote d�rfte sich

außerdem insbesondere dadurch verringern,

dass die L�hne und Geh�lter – anders als im

Vorjahr – langsamer zunehmen als das nomi-

nale BIP.

Die staatliche Ausgabenquote war bereits

2009 sprunghaft angestiegen und d�rfte im

laufenden Jahr nochmals etwas zunehmen.

Seit Beginn der Krise sind erhebliche Aus-

gabenerh�hungen beschlossen worden (ins-

besondere Investitionen, Anhebung des Kin-

dergelds), und auch die Gesundheitsleistun-

gen d�rften weiter deutlich wachsen. Das

Auslaufen von Abwrackpr�mie und Kinder-

bonus bilden hier lediglich ein begrenztes

Gegengewicht. Sp�rbare einmalige Entlas-

tungen ergeben sich durch die ausgabenmin-

dernd verbuchten Erl�se aus der Versteige-

rung von Mobilfunklizenzen.3)

F�r das kommende Jahr zeichnet sich ein

begrenzter R�ckgang des Staatsdefizits ab.

Zwar entfallen einerseits Einmalentlastungen

(h�here Insolvenzgeldumlage, Erl�se aus Fre-

quenzversteigerungen). Doch laufen anderer-

seits verschiedene F�rderprogramme aus. Ins-

besondere die Investitionen d�rften dadurch

von ihrem 2010 erreichten vergleichsweise

hohen Niveau aus wieder deutlich zur�ckge-

hen. Eine gewisse Verbesserung der Staats-

finanzen ergibt sich auch, soweit der Wegfall

einmaliger Bundeszusch�sse an die gesetz-

liche Krankenversicherung dort durch Aus-

gabenbegrenzungen oder Beitragserh�hun-

gen kompensiert wird. Insgesamt ist die Lage

der Staatsfinanzen aber weiter erheblich

ung�nstiger als vor der Krise. So sind seitdem

erhebliche permanente Steuerentlastungen

beschlossen worden (rd. 11�2 % des BIP), die

Einnahmen aus den gewinnabh�ngigen Steu-

ern sind mit dem Einbruch 2009 wieder auf

ihren l�ngerfristigen Trend zur�ckgefallen,

und der Ausgabenspielraum hat sich infolge

des niedriger eingesch�tzten Produktions-

potenzials eingeengt. Auch wird die Schul-

denquote aufgrund des umfangreichen Defi-

2 Die Schuldenquote wird auch durch die St�tzungsmaß-
nahmen f�r den Finanzsektor beeinflusst, wobei die Ver-
buchung noch nicht abschließend durch Eurostat gekl�rt
ist. W�hrend sich die Maßnahmen voraussichtlich zum
weit �berwiegenden Teil nicht im VGR-Defizit nieder-
schlagen werden, k�nnten sie den staatlichen Schulden-
stand erheblich erh�hen.
3 In den VGR werden Erwerbe und Verk�ufe von nicht-
finanziellen Verm�gensgegenst�nden saldiert und auf
der Ausgabenseite ausgewiesen. Daher mindern die Er-
l�se aus der Versteigerung (ebenso wie im Jahr 2000) als
Ergebnis eines Verm�gensverkaufs die Ausgaben, w�h-
rend in finanzstatistischer (haushaltsm�ßiger) Betrach-
tung die Verbuchung auf der Einnahmenseite erfolgt.

Staatliche Maß-
nahmen senken
die Einnahmen-
quote und...

... erh�hen die
Ausgabenquote

2011 begrenzte
Verbesserung
durch Auslau-
fen tempor�rer
Maßnahmen
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zits von dem bereits hohen Wert aus weiter

zunehmen, und ein Anstieg des derzeit sehr

niedrigen Zinsniveaus w�re relativ schnell mit

zus�tzlichen Ausgaben in Milliardenh�he ver-

bunden.4)

Im Vergleich zum Stabilit�tsprogramm der

Bundesregierung vom Januar 2010 k�nnte

die Defizitquote aus heutiger Sicht zwar

zun�chst niedriger ausfallen, wozu insbeson-

dere eine g�nstigere gesamtwirtschaftliche

Entwicklung beitragen d�rfte. Allerdings

w�rde es der Intention sowohl der nationalen

als auch der europ�ischen Regeln und den

daran ankn�pfenden Vereinbarungen wider-

sprechen, eine positiver als erwartete Haus-

haltsentwicklung zum Anlass f�r Steuer-

erleichterungen oder Ausgabensteigerungen

zu nehmen. Angesichts der weiter sehr

hohen Defizitquote und der steigenden

Schuldenquote muss vielmehr die z�gige

Konsolidierung der �ffentlichen Haushalte

Priorit�t genießen. Auch die Auflagen im

Rahmen des Verfahrens bei einem �berm�ßi-

gen Defizit sehen vor, dass eine besser als

erwartete Entwicklung zu einer schnelleren

Eind�mmung der Schuldendynamik genutzt

wird. Damit w�re außerdem ein wichtiger

Schritt getan, um die neuen nationalen

Haushaltsregeln, die vom Bund ab 2016

einen strukturell nahezu ausgeglichenen

Haushalt verlangen, einhalten zu k�nnen.

Die j�ngsten Entwicklungen im Euro-Raum

haben gezeigt, welche dramatischen Folgen

eine unsolide Haushaltspolitik ausl�sen kann,

und sie haben die wichtige Rolle Deutsch-

lands als Stabilit�tsanker unterstrichen (siehe

zur Entwicklung der �ffentlichen Finanzen im

Euro-Gebiet S. 28f.). Ende April hatte die ver-

schlechterte Haushalts- und Wirtschaftslage

Griechenlands zu einer Vertrauenskrise ge-

f�hrt, aus der sich das Land nicht mehr

aus eigener Kraft befreien konnte. Da ein

Zahlungsausfall Griechenlands in der sehr

fragilen Lage ein erhebliches Ansteckungs-

risiko f�r andere Mitgliedsl�nder der W�h-

rungsunion dargestellt h�tte, beschlossen die

Finanzminister des Euro-Raums an strikte

Auflagen gebundene finanzielle Hilfen f�r

Griechenland. Bereits eine Woche sp�ter

hatte sich die Lage an den Finanzm�rkten

allerdings nochmals versch�rft. Der Ecofin-

Rat hat daraufhin ein umfangreiches Maß-

nahmenpaket vereinbart, das neben der Ab-

sicht zur beschleunigten Konsolidierung der

�ffentlichen Haushalte in besonders gef�hr-

deten L�ndern und zur Reform des fiskali-

schen Regelwerks insbesondere vorsieht,

einen Europ�ischen Finanziellen Stabilisie-

rungsmechanismus einzurichten. Das Paket

ist in seiner Gesamtheit angesichts der akuten

Gef�hrdungssituation zwar ebenso wie die

Hilfen f�r Griechenland vertretbar. Gleich-

wohl wird dadurch die im AEU-Vertrag fest-

gelegte Eigenverantwortung der Mitglied-

staaten f�r ihre Haushaltspolitik geschw�cht

und das institutionelle Fundament der W�h-

rungsunion besch�digt. Deshalb ist es jetzt

dringend geboten, durch eine weitreichende

H�rtung des europ�ischen Regelwerks starke

Anreize zu einer soliden Haushaltspolitik in

den Mitgliedstaaten zu setzen. Anderenfalls

ist das mit den Regelungen im AEU-Vertrag

verfolgte Ziel gef�hrdet, die Geldpolitik gegen

4 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Zur Verschuldung
und Zinsbelastung des Staates in Deutschland, Monats-
bericht, April 2010, S. 15 ff.

Priorit�t f�r
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nun aber
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unsolide �ffentliche Haushalte abzusichern

(vgl. auch die Erl�uterungen auf S. 12f.).

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen5) sanken im ersten

Quartal 2010 um 5% gegen�ber dem ent-

sprechenden Vorjahrszeitraum (siehe neben-

stehendes Schaubild und Tabelle auf S. 80).

Besonders hoch waren die Ausf�lle bei den

einkommensabh�ngigen Steuern (– 10%). Vor

allem das Lohnsteueraufkommen fiel stark

(– 11%), was zum guten Teil auf die Anhe-

bung des davon abgesetzten Kindergelds und

Steuersenkungen (v. a. erweiterter Abzug von

Versicherungsbeitr�gen, volle Wirkung der

beiden Tarifsenkungen 2009 und 2010) zu-

r�ckzuf�hren ist. Auch bei den gewinnabh�n-

gigen Steuern kam es zu erheblichen Minder-

einnahmen (– 7%). Dabei war einerseits bei

noch r�ckl�ufiger Grundtendenz ein negati-

ver Einfluss durch Steuerentlastungen (neben

den bereits genannten insbesondere die im

Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise be-

schlossenen Unternehmensteuerentlastungen)

zu verzeichnen. Andererseits entfielen gegen-

�ber dem Vorjahr die Steuerr�ckerstattungen

nach dem Verfassungsgerichtsurteil zur Ent-

fernungspauschale vom Dezember 2008, und

die Auszahlungen der vom Aufkommen

abgesetzten, auslaufenden Eigenheimzulage

waren geringer. Auch die Einnahmen aus ver-

brauchsabh�ngigen Steuern waren r�ckl�ufig

(– 1%), wobei die unterj�hrige Entwicklung

teilweise aber sehr volatil ist.

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der neuen

offiziellen Steuersch�tzung erwartet, dass

die Steuereinnahmen (inkl. Gemeindesteu-

ern) gegen�ber 2009 nochmals deutlich

um 2 1�2 % zur�ckgehen.6) Zwar entf�llt der

negative Sondereffekt 2009 im Zusammen-

hang mit der Entfernungspauschale, und die

makro�konomischen Bezugsgr�ßen nehmen

mit der wirtschaftlichen Erholung wieder zu.

Auch k�nnte die Korrektur bei den gewinn-

abh�ngigen Steuern, deren Aufkommen

Steueraufkommen *)

* Einschl. EU-Anteilen am deutschen Steuer-
aufkommen,  ohne  Erträge  aus  Gemeinde-
steuern.

Deutsche Bundesbank
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%

5 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die – f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten – Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
6 Die Sch�tzung basiert auf der aktuellen gesamtwirt-
schaftlichen Projektion der Bundesregierung. Danach
wird f�r 2010 ein Anstieg des BIP um real 1,4% bzw. no-
minal 1,8% erwartet (November 2009: 1,2% bzw.
1,6%). F�r 2011 wird mit einem Zuwachs um real 1,6%
und nominal 2,4% gerechnet. In der mittleren Frist bis
2014 liegt das erwartete nominale Wachstum bei 2,9%
j�hrlich.

Erheblicher
R�ckgang
der Steuer-
einnahmen
im ersten
Quartal

Deutlicher
Einnahmen-
r�ckgang f�r
2010 erwartet
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nach dem außerordentlichen Anstieg bis 2008

im letzten Jahr eingebrochen war, weitgehend

abgeschlossen sein. Allerdings laufen die

Kasseneinnahmen der wirtschaftlichen Ent-

wicklung nach, und die Steuerrechts�nderun-

gen f�hren per saldo zu hohen Ausf�llen

(etwa 4% des Aufkommens oder 20 Mrd 3).7)

F�r 2011 wird bei geltendem Steuerrecht mit

einem nur geringen Aufkommensanstieg um

1% gerechnet. Die Wirtschaft nimmt zwar

weiter Fahrt auf, doch senken zus�tzliche

Mindereinnahmen aus Steuerentlastungen

– infolge zeitlicher Verz�gerungen bis zu

deren voller finanzieller Wirkung – das Auf-

kommen um rund 1�2 % (3 1�2 Mrd 3). Im mit-

telfristigen Planungszeitraum bis 2014 wird

dann ein durchschnittliches Einnahmen-

wachstum von 4% prognostiziert. Dabei

f�hrt der Fiscal Drag per saldo zu Mehr-

einnahmen, weil die positive Aufkommens-

wirkung der Einkommensteuerprogression

die unterdurchschnittliche Entwicklung we-

gen weitgehender Preisunabh�ngigkeit der

speziellen Verbrauchsteuern �berwiegt. Rechts-

�nderungen haben vergleichsweise geringe

Auswirkungen, da Zuw�chsen – beispielsweise

durch das Auslaufen der Eigenheimzulage und

der Beg�nstigung bei den Abschreibungsregeln

(Konjunkturpaket I) – steigende Ausf�lle, etwa

durch die Steuerfreistellung von Rentenver-

sicherungsbeitr�gen im Zusammenhang mit

der Umstellung auf die nachgelagerte Renten-

besteuerung und die Riesterf�rderung, gegen-

�berstehen.

Obwohl sich die Erwartungen hinsichtlich der

makro�konomischen Entwicklung gegen�ber

der letzten offiziellen Steuersch�tzung vom

November 2009 verbessert haben, ergeben

sich infolge der Ausf�lle durch das „Wachs-

tumsbeschleunigungsgesetz“ (6 Mrd 3) f�r

das laufende Jahr Mindereinnahmen von

1 Mrd 3.8) Im Vergleich zur letzten Mittelfrist-

prognose vom Mai 2009 ist vor allem von Be-

Steueraufkommen

1. Vierteljahr

2009 2010

Sch�t-
zung f�r
20101) 2)

Steuerart Mrd 5

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 116,7 111,2 – 4,8 – 2,6
darunter:

Lohnsteuer 34,0 30,3 – 10,9 – 7,4
Gewinnabh�n-
gige Steuern 3) 16,0 14,9 – 7,2 – 6,7
davon:

Veranlagte
Einkommen-
steuer 3,0 6,2 . + 0,1
K�rperschaft-
steuer 4,4 2,0 – 55,6 – 2,1
Kapitalertrag-
steuer 4) 8,7 6,8 – 21,8 – 15,2

Steuern vom
Umsatz 5) 43,1 42,9 – 0,5 + 1,6
Energiesteuer 4,8 4,4 – 6,9 – 1,6
Tabaksteuer 2,4 2,5 + 4,1 – 1,2

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2010. — 2 Einschl.
EU-Anteilen am deutschen Steueraufkommen, ohne Ertr�ge
aus Gemeindesteuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen,
Eigenheim- und Investitionszulage vom Aufkommen abge-
setzt. — 4 Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver�ußerungser-
tr�ge, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag. — 5 Umsatz-
steuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

7 F�r das laufende Jahr erwartet die Bundesregierung ein
weiteres Urteil in der Rechtssache Meilicke zur Ber�ck-
sichtigung ausl�ndischer K�rperschaftsteuerzahlungen
bei der Besteuerung von Dividenden im 2001 abgeschaff-
ten Anrechnungsverfahren. Diesbez�glich sind in der offi-
ziellen Steuersch�tzung tempor�re Belastungen durch
Steuererstattungen ber�cksichtigt (insgesamt 5 Mrd 3,
davon rd. 3 1�2 Mrd 3 im Jahr 2011 und weitere 11�2 Mrd 3

im Jahr 2012).
8 Die Prognoseunsicherheit bei der Steuersch�tzung ist
grunds�tzlich sehr hoch. Neben der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung oder den finanziellen Wirkungen von
Rechts�nderungen werden v.a. auch die unabh�ngig von
diesen Erkl�rungsfaktoren zu beobachtenden Aufkom-
mensschwankungen der gewinnabh�ngigen Steuern
h�ufig nicht korrekt vorhergesehen. Vgl. auch: Deutsche
Bundesbank, Entwicklung der Steuereinnahmen in
Deutschland und aktuelle steuerpolitische Fragen,
Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35 f.

Ohne weitere
Steuerentlas-
tung wieder
Zuw�chse ab
2011

Mindereinnah-
men gegen�ber
fr�heren Erwar-
tungen
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deutung, dass der nur unter sehr hoher Un-

sicherheit zu prognostizierende l�ngerfristige

Trend bei den gewinnabh�ngigen Steuern an-

gesichts des Einbruchs im Jahr 2009 nun

niedriger angesetzt wird (bereinigt um die

Korrektur der gesamtwirtschaftlichen Eck-

werte und neue Rechts�nderungen) und die

weiteren Steuerentlastungen zu Ausf�llen

von mittelfristig 8 Mrd 3 f�hren. Dem stehen

in den ersten Prognosejahren zwar Aufw�rts-

revisionen infolge g�nstigerer gesamtwirt-

schaftlicher Eckwerte gegen�ber. Diese lau-

fen zum letzten Vergleichsjahr 2013 aber aus.

Die Mindereinnahmen gegen�ber der offiziel-

len Prognose vom Mai 2009 sind daher er-

heblich und steigen von 111�2 Mrd 3 im Jahr

2011 auf 13 1�2 Mrd 3 im Jahr 2013.

Bundeshaushalt

In den ersten drei Monaten des laufenden

Jahres verdoppelte sich das Defizit im Bundes-

haushalt gegen�ber dem Vorjahr fast auf

211�2 Mrd 3. Die Einnahmen waren um gut

7% niedriger als vor Jahresfrist (– 4 1�2 Mrd 3).

Trotz der Ertr�ge aus der im Sommer 2009

auf den Bund �bertragenen Kfz-Steuer sank

das Steueraufkommen dabei um 3% (– 11�2

Mrd 3), wozu auch eine h�here Abf�hrung

zur Finanzierung des EU-Haushalts beige-

tragen hat. Deutlich st�rker gingen die

nichtsteuerlichen Einnahmen zur�ck, da der

positive Einmaleffekt vom Vorjahr aus der

– ausnahmsweise trotz �berschreitung des

Schwellenwerts vollst�ndig im Bundeshaus-

halt verwendeten – Gewinnaussch�ttung der

Bundesbank entfiel. Die Ausgaben wuchsen

dagegen kr�ftig um 7 1�2 % (+ 6 Mrd 3). Den

gr�ßten Beitrag hierzu leisteten h�here

Zahlungen an die Sozialversicherungen (+ 5

Mrd 3), insbesondere an die defizit�re BA,

nachdem diese ihre liquiden R�cklagen weit-

gehend aufgebraucht hatte, und den Ge-

sundheitsfonds. Aber auch die Zuweisungen

an Gebietsk�rperschaften fielen vor allem

infolge der Kompensationszahlungen an die

L�nder f�r die Kfz-Steuer um 2 Mrd 3 h�her

aus. Dagegen gingen die Zinsausgaben unge-

achtet der hohen Defizite angesichts der sehr

g�nstigen Refinanzierungsbedingungen wei-

ter deutlich um 8% zur�ck (– 1 Mrd 3).

Der von der neuen Bundesregierung zu

Jahresbeginn eingebrachte Entwurf f�r den

Bundeshaushalt 2010 wurde im Laufe der

parlamentarischen Beratungen Anfang M�rz

noch einmal �berarbeitet. Das außerordent-

lich hohe Defizit wurde aber nur moderat

verringert. Die Ausgabenans�tze wurden um

6 Mrd 3 gesenkt. Dabei wurden insbesondere

g�nstigere Entwicklungen im Hinblick auf

den Defizitausgleich an die BA (– 3 Mrd 3),

die Zinsaufwendungen (– 11�2 Mrd 3) sowie

die Ausgaben im Zusammenhang mit Lang-

zeitarbeitslosigkeit (– 1�2 Mrd 3) eingestellt.

Per saldo wurde die Erm�chtigung f�r die

Netto-Neuverschuldung um 5 1�2 Mrd 3 auf

80 Mrd 3 zur�ckgenommen. Gegen�ber dem

Ist des Vorjahres bedeutet dies dennoch eine

außerordentlich kr�ftige Zunahme um 46

Mrd 3. Das durch Abzug der Konjunkturkom-

ponente sowie der finanziellen Transaktionen

bestimmte strukturelle Defizit des Bundes,

das im Rahmen der neuen Schuldenregel bis

2016 auf maximal 0,35% des BIP zur�ckge-

f�hrt werden muss, wurde auf 66 1�2 Mrd 3

oder 2,8% des BIP veranschlagt. Dabei ist

aber zu ber�cksichtigen, dass vor allem mit

Im ersten
Quartal kr�ftige
Zunahme des
Defizits bei
sinkenden Ein-
nahmen und
steigenden
Ausgaben

Haushaltsplan
mit außer-
ordentlich
hohem
Defizitansatz, ...
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Sonderzusch�ssen (insgesamt gut 16 1�2

Mrd 3) an die BA und den Gesundheitsfonds

das veranschlagte strukturelle Defizit des

Bundes 2010 einmalig aufgebl�ht wird.

Die tats�chliche Entwicklung des Bundes-

haushalts im laufenden Jahr d�rfte insgesamt

erheblich g�nstiger ausfallen als veranschlagt.

So werden nach der j�ngsten Steuersch�t-

zung Mehreinnahmen von 4 1�2 Mrd 3 gegen-

�ber dem Haushaltsansatz erwartet. Außer-

dem hat die Frequenzversteigerung durch

die Bundesnetzagentur zu Erl�sen von 4 1�2

Mrd 3 gef�hrt, w�hrend im Bundeshaushalt

offenbar lediglich die Mindestgebotssumme

von knapp 100 Mio 3 veranschlagt ist. Auch

auf der Ausgabenseite sind erhebliche Entlas-

tungen gegen�ber den Ans�tzen absehbar.

Angesichts der nun nochmals deutlich g�ns-

tiger eingesch�tzten Entwicklung am Arbeits-

markt d�rfte der zum Defizitausgleich not-

wendige Zuschuss an die BA merklich niedri-

ger ausfallen, und auch bei den Kosten im

Zusammenhang mit Langzeitarbeitslosigkeit

sollten die Haushaltserm�chtigungen nicht

voll ausgesch�pft werden m�ssen. Dar�ber

hinaus zeichnen sich nicht zuletzt bei den

Zinskosten weitere sp�rbare Entlastungen ab,

sodass das Defizit merklich unter 70 Mrd 3

bleiben k�nnte. Auch die strukturelle Kompo-

nente d�rfte dann deutlich niedriger als ver-

anschlagt ausfallen.

Nach der neuen Schuldenregel bestimmt das

strukturelle Defizit des Jahres 2010 als Aus-

gangswert die degressiv gestaffelte Verschul-

dungsgrenze in der �bergangszeit bis 2016.

Um die Glaubw�rdigkeit der Regel nicht zu

gef�hrden, sollte der Versuchung widerstan-

den werden, diese noch vor ihrer ersten An-

wendung f�r den Haushalt 2011 durch die

Schaffung von Umgehungsm�glichkeiten in

Form zus�tzlicher Verschuldungsspielr�ume

zu schw�chen und die notwendige Konsoli-

dierung wie so h�ufig in der Vergangenheit

aufzuschieben. Der in Artikel 143d GG veran-

kerte „Abbau des bestehenden Defizits“ er-

fordert im Hinblick auf den Anpassungspfad

ab 2011 die Ankn�pfung zumindest an eine

aktuelle Sch�tzung des strukturellen Defizits

f�r 2010 statt an das Haushaltssoll. Dar�ber

hinaus sollte im Sinne der Regelungsintention

auf die Ber�cksichtigung lediglich einmaliger

Zusch�sse an die Sozialversicherungen ver-

zichtet werden.9)
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9 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Bundeshaushalt
2010 und Verschuldungsspielraum bis 2016, Monats-
bericht, Februar 2010, S. 76 f.
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Der Konsolidierungsbedarf im Bundeshaus-

halt bis zum Erreichen der ab 2016 greifen-

den Verfassungsgrenze von 0,35% des BIP

stellt eine außerordentlich große finanzpoli-

tische Herausforderung dar. Ber�cksichtigt

man zudem die hohe Unsicherheit von Haus-

haltsprognosen, so erscheint ein merklicher

Sicherheitsabstand zur Verfassungsgrenze

notwendig, um tendenziell in zyklische

Schw�chephasen fallende kurzfristige und

unerwartete Konsolidierungsnotwendigkei-

ten zu vermeiden.10) Insofern ist f�r die

n�chsten Jahre kein Spielraum f�r weitere

Haushaltsbelastungen absehbar.

Die Nebenhaushalte des Bundes verzeich-

neten im ersten Quartal ein Defizit von 11�2

Mrd 3, nach einem ausgeglichenen Ergebnis

vor Jahresfrist. Ausschlaggebend war vor

allem die Entwicklung beim Sonderfonds

Finanzmarktstabilisierung (Soffin). H�here Be-

teiligungserwerbe f�hrten zu einem Defizit

von 11�2 Mrd 3, nach 1�2 Mrd 3 im ersten Quar-

tal 2009. Aber auch beim im Fr�hjahr 2009

mit dem Konjunkturpaket II gegr�ndeten In-

vestitions- und Tilgungsfonds (ITF) stand ein

Defizit von 1�2 Mrd 3 zu Buche, da die Mittel-

abfl�sse f�r Investitionen und die Abwrack-

pr�mie von jeweils gut 1�2 Mrd 3 den Anteil

von gut 1�2 Mrd 3 an der Gewinnaussch�ttung

der Bundesbank �bertrafen. Beim Bundes-

pensionsservice Post und Telekommunikation

ergab sich wie vor Jahresfrist ein �berschuss

von 1�2 Mrd 3 aus Beitragszahlungen der Post-

nachfolgeunternehmen, die zur Tilgung von

Anleihen aus deren Verbriefung zur�ckzu-

legen sind. Im Gesamtjahr wird nach einem

Defizit von 21 Mrd 3 im Jahr 2009 aufgrund

der noch ausstehenden Mittelabrufe aus dem

ITF und erwarteter weiterer Beteiligungser-

werbe durch den Soffin mit einer Deckungs-

l�cke von deutlich mehr als 10 Mrd 3 gerech-

net.

L�nderhaushalte11)

Das Defizit der L�nderhaushalte betrug im

ersten Quartal gut 7 Mrd 3, nach knapp 10 1�2

Mrd 3 vor Jahresfrist. Blendet man die nun-

mehr entfallene umfangreiche Rekapitalisie-

rung der BayernLB im Vorjahr (7 Mrd 3) aus,

ergibt sich allerdings eine deutliche Zunahme.

Die Einnahmen gingen weiter um knapp 3%

(fast 2 Mrd 3) zur�ck. Das Steueraufkommen

war zwar immer noch sp�rbar r�ckl�ufig

(– 8 1�2 %). Dabei ist aber zu beachten, dass

ein Großteil dieses R�ckgangs auf der �ber-

tragung der Kfz-Steuer auf den Bund ab Juli

2009 beruht. Die daf�r den L�ndern zuflie-

ßenden Kompensationszahlungen des Bun-

des (viertelj�hrlich 2 1�4 Mrd 3) schlugen sich

im Anstieg der sonstigen Einnahmen nieder.

Die Ausgaben gingen deutlich um 6 1�2 % zu-

r�ck. Bereinigt um die Bankrekapitalisierung

2009 bedeutete dies jedoch einen Zuwachs

von 3%. Dabei legten die Aufwendungen f�r

Personal infolge der im Fr�hjahr 2009 verein-

barten Entgeltanpassungen (einschl. der Ost-

West-Angleichung) und deren �bertragung

10 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Zur Reform der Ver-
schuldungsgrenzen von Bund und L�ndern, Monatsbericht,
Mai 2009, S. 82f.; sowie J. Kremer und D. Stegarescu
(2009), Neue Schuldenregeln: Sicherheitsabstand f�r eine
stetige Finanzpolitik, in: Wirtschaftsdienst, 89. Jg., Heft 9,
S. 630ff.
11 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im Jahr 2009
wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts April
kommentiert. Neuere Daten liegen noch nicht vor.
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auf die Beamten und Versorgungsempf�nger

kr�ftig zu (+ 5%).12)

F�r das Gesamtjahr wird insbesondere ange-

sichts der weiteren Mindereinnahmen infolge

der Steuerentlastungen trotz der gegen�ber

2009 entfallenen umfangreichen Bankrekapi-

talisierung ein weiterer Anstieg des Defizits

der Kernhaushalte der L�nder erwartet.

Gem�ß den bislang vorliegenden Planungen

soll das Defizit sogar auf einen Rekordwert

von knapp 33 1�2 Mrd 3 zunehmen. Dabei

kommen zwar Bayern, Mecklenburg-Vor-

pommern und Sachsen – teilweise gest�tzt

auf umfangreiche Entnahmen aus R�ck-

lagen – ohne die Aufnahme zus�tzlicher Kre-

dite aus. Die besonders hoch verschuldeten

L�nder Bremen, Saarland, Schleswig-Holstein

und Berlin, aber auch die anderen westdeut-

schen L�nder planen jedoch teilweise sehr

deutliche �berschreitungen ihrer Regelkredit-

grenzen. Nicht zuletzt wegen weiterer

Steuersenkungen wird nach der neuesten

Steuersch�tzung f�r die L�nder trotz der

etwas g�nstigeren gesamtwirtschaftlichen

Lage nur eine Verbesserung um 1 Mrd 3

gegen�ber der Sch�tzung vom November

2009 erwartet. Im Vergleich zur letzten Mit-

telfristprognose vom Mai 2009, f�r die ein

deutlich st�rkerer Anpassungsbedarf als

gegen�ber der Novembersch�tzung bestand,

ergeben sich aber Ausf�lle von jeweils rund

4 Mrd 3 in den Jahren 2011 bis 2013. Ins-

gesamt d�rfte der ab 2020 vorgegebene

strukturelle Haushaltsausgleich insbesondere

f�r einige hoch verschuldete L�nder ohne

wesentliche Konsolidierungsanstrengungen,

die sich vor allem auf die Ausgabenseite kon-

zentrieren m�ssen, schwer zu erreichen sein.

�hnlich wie beim Bund bildet das strukturelle

Defizit 2010 f�r die f�nf L�nder mit grund-

s�tzlichem Anspruch auf �bergangshilfen

den Ausgangspunkt f�r die vorgeschriebene

stufenweise R�ckf�hrung in den n�chsten

Jahren. Bei der �berwachung der Haushalts-

entwicklung und der Bewertung der Konsoli-

dierungsfortschritte vor einer Auszahlung von

Hilfen kommt dem j�ngst konstituierten

Stabilit�tsrat als Nachfolgegremium des Fi-

nanzplanungsrates eine wesentliche Rolle zu.

Sozialversicherungen13)

Rentenversicherung

F�r das erste Vierteljahr weist die gesetzliche

Rentenversicherung ein Defizit von gut 2 Mrd 3

aus, das damit um gut 1�2 Mrd 3 h�her aus-

fiel als vor Jahresfrist. Auf der Einnahmenseite

ergab sich ein Zuwachs um fast 2%. W�h-

rend die Pflichtbeitr�ge der Besch�ftigten

(einschl. der Beitr�ge auf Kurzarbeit) um

lediglich 1% zulegten, nahmen die Beitr�ge

f�r arbeitslose Bezieher von Lohnersatzleis-

tungen nochmals sehr stark zu (+ 18 1�2 %).

Die Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt

wuchsen mit 2 1�2 % vergleichsweise kr�ftig,

12 Mit einer Erweiterung der Monatsstatistiken werden
seit Jahresbeginn nun auch detailliertere Angaben zu
Ausgaben- und Einnahmenpositionen der L�nder ver-
�ffentlicht, die k�nftig eine deutlich verbesserte zeitnahe
Analyse der Haushaltsentwicklungen erm�glichen (vgl.
dazu: BMF, Monatsbericht, April 2010). Zu den neu aus-
gewiesenen Positionen z�hlen insbesondere Einnahmen
aus Ver�ußerungen und von Verwaltungen sowie Aus-
gaben f�r Versorgung und Beihilfe, laufenden Sachauf-
wand, Zinsen, Zahlungen an Verwaltungen sowie Sach-
und sonstige Investitionen.
13 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im Jahr
2009 wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
M�rz kommentiert. Neuere Daten liegen nicht vor.
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da sie 2010 großteils entsprechend den deut-

lichen Entgeltzuw�chsen des Jahres 2008 an-

gepasst werden. Die Ausgaben sind mit fast

3% st�rker als die Einnahmen gestiegen.

Ausschlaggebend war der Zuwachs bei den

Rentenausgaben, der wiederum auf der

relativ hohen Rentenanpassung Mitte 2009

beruhte. Die Zahl der Renten hat dagegen

weiterhin nur geringf�gig zugenommen.

Nochmals deutlich mehr wurde f�r Rehabili-

tationsmaßnahmen aufgewendet (+ 20%).

Die gesetzliche Rentenversicherung wird im

laufenden Jahr voraussichtlich mit einem

Defizit abschließen, das allerdings wesentlich

geringer ausfallen d�rfte als im Renten-

versicherungsbericht vom Herbst 2009 erwar-

tet (3 1�2 Mrd 3). Dazu tr�gt insbesondere die

mittlerweile g�nstigere Einsch�tzung der Be-

sch�ftigung und auch der Arbeitsentgelte

bei.14) Zur Jahresmitte werden die Renten nicht

vermindert, obwohl die Durchschnittsentgelte

im vergangenen Jahr um fast 1�2 % gesunken

sind. Ohne die Schutzklausel15) w�ren die Ren-

ten im Westen um 2,1% und im Osten um

0,5% gek�rzt worden. Es ist vorgesehen,

s�mtliche unterlassenen Rentenk�rzungen

(kumulierter Korrekturbedarf von 3,8% im

Westen und 1,8% im Osten) in den kommen-

den Jahren �ber die jeweilige Halbierung posi-

tiver Rentenanpassungen nachzuholen, um die

mittelfristigen Beitragssatzziele einzuhalten.

Bundesagentur f�r Arbeit

Bei der BA ergab sich im ersten Quartal ein

Defizit von gut 11�2 Mrd 3. Vor einem Jahr war

es mit gut 4 Mrd 3 noch deutlich h�her aus-

gefallen. Allerdings leistete der Bund bereits

betr�chtliche Zusch�sse von 3 1�2 Mrd 3, w�h-

rend im vergangenen Jahr erst im September

mit �berweisungen des regul�ren Bundeszu-

schusses begonnen wurde. Außerdem erfolg-

ten im ersten Quartal 2010 noch keine Zah-

lungen f�r den Eingliederungsbeitrag an den

Bund (Vorjahr: fast 1 Mrd 3). Bereinigt um

diese Sondereffekte hat sich die Finanzlage

der BA deutlich verschlechtert. Hierzu hat

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung
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14 Im Rentenversicherungsbericht 2009 erwartete die
Bundesregierung f�r 2010 noch einen Anstieg der
Bruttol�hne und -geh�lter je Arbeitnehmer von 0,7%
und einen R�ckgang der Arbeitnehmerzahl um 2,0%.
Ende April 2010 wurden diese Annahmen nach oben
revidiert (auf + 1,0% f�r die Durchschnittsentgelte und
– 0,2% f�r die Zahl der Besch�ftigten). Allein aufgrund
dieser Neueinsch�tzung d�rfte das Finanzergebnis 2010
um rd. 2 Mrd 3 g�nstiger ausfallen.
15 Insbesondere der Altersvorsorgeanteil („Riester-
Treppe“), aber auch der Nachhaltigkeitsfaktor h�tten
eine Rentenk�rzung bewirkt. In Westdeutschland w�re
ein merklicher R�ckgang der Pro-Kopf-Entgelte hinzu-
gekommen.
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auch der R�ckgang der Beitragseinnahmen

um 1% beigetragen. Deutliche Mehreinnah-

men ergaben sich hingegen bei der Insolvenz-

geldumlage, nachdem der Umlagesatz zu

Jahresbeginn von 0,1% auf 0,41% der

Bruttoarbeitsentgelte angehoben worden

war.16)

Die Ausgaben �bertrafen ihren Vorjahrswert

im ersten Quartal um 121�2 %. W�re die erste

Rate des Eingliederungsbeitrags nicht gestun-

det worden, w�ren die Ausgaben allerdings

um fast ein Viertel gestiegen. Maßgeblich f�r

den Ausgabenzuwachs waren erneut das

Arbeitslosen- und das Kurzarbeitergeld, wof�r

jeweils fast 1 Mrd 3 mehr ausgegeben wurde.

Außerdem wurde f�r Maßnahmen der aktiven

Arbeitsmarktpolitik (einschl. der hier erfassten

Erstattungen von Sozialbeitr�gen bei Kurz-

arbeit) gut 1�2 Mrd 3 mehr aufgewendet. Ge-

messen an den Vorquartalen hat sich der Aus-

gabenzuwachs gegen�ber dem Vorjahr aber

zuletzt merklich verlangsamt, und bei der

Kurzarbeit wurde der H�hepunkt der Aufwen-

dungen bereits im Sommer 2009 �berschrit-

ten.

Die BA hat bereits in den ersten drei Monaten

des laufenden Jahres in beachtlichem Ausmaß

auf Finanzhilfen des Bundes zur�ckgegriffen.

Im Bundeshaushalt 2010 sind zum Defizitaus-

gleich f�r dieses Jahr keine Darlehen, sondern

Zusch�sse in H�he von knapp 13 Mrd 3 vorge-

sehen. Zusammen mit dem disponiblen R�ck-

lagenbestand von 3 Mrd 3 Ende 2009 w�rde

damit ein BA-Defizit von fast 16 Mrd 3 abge-

deckt. In Anbetracht der zuletzt g�nstigeren

Konjunktur- und Arbeitsmarkteinsch�tzungen

k�nnte das Defizit zwar erheblich geringer aus-

fallen. Insgesamt ist aber deutlich zu erkennen,

dass ein Beitragssatz von 2,8% beziehungs-

weise 3,0% ab 2011 zu niedrig ist, um die

Eigenfinanzierung der BA �ber den Konjunk-

turzyklus hinweg sicherzustellen.

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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16 Nachdem das Insolvenzgeld im Jahr 2009 die Umlage-
beitr�ge um fast 1 Mrd 3 �berschritten hat, soll die L�cke
durch einen �berschuss im laufenden Jahr geschlossen
werden.

... aber Aus-
gabenwachs-
tum zuletzt
verlangsamt

Zuschussbedarf
voraussichtlich
deutlich niedri-
ger als bislang
veranschlagt




